
Der Deutsche Bundestag hat in zweiter und dritter Le-

sung das Gesetz zur Rückführung des Solidaritätszu-

schlags beschlossen. Mit diesem Gesetz wird für über 

90 Prozent der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler der 

Soli komplett abgeschafft und für viele andere deutlich 

reduziert. Damit entlastet die Koalition Millionen von 

Menschen in Deutschland. Sie alle werden ab dem Jahr 

2021 deutlich mehr Geld in der Tasche haben. Zusam-

menveranlagte fast 2000 Euro, Einzelpersonen bis 960 

Euro im Jahr. 

Dies ist jedoch nur der erste Schritt auf dem Weg zum 

Abbau des gesamten Solidaritätszuschlages und damit 

der Beginn eines Prozesses, um das Steuersystem von 

dem Fremdkörper einer Ergänzungsabgabe zu befreien. 

Für die CDU/CSU-Bundestagsfraktion geht es hierbei 

um nicht weniger als die Wiederherstellung der Glaub-

würdigkeit im Steuerrecht. Die Union hält weiter an 

dem Ziel fest, den Soli für alle Steuerzahlerin-
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475.000 Euro Bundesförderung für neues Projekt 

im Museumsdorf Kürnbach  

Der Haushaltsausschuss des Bundestages hat am Don-

nerstag eine Förderung in Höhe von 475.000 Euro für 

das neue Projekt „1950/1980: Dorf zwischen Tradition 

und Moderne“ des Museumsdorfs Kürnbach beschlos-

sen. 

Josef Rief freute sich sehr über den Erfolg und bedank-

te sich für die hervorragende Zusammenarbeit mit dem 

Kreiskulturamt bei der Bewerbung um die Fördergel-

der. „Jeder, der schon einmal in Kürnbach war, weiß 

um den Schatz, den wir dort haben. Es ist schön, dass 

wir mit der Förderung jetzt dazu beitragen können, 

dass hier bald auch die junge Geschichte in der Region 

nach dem Krieg bis in die 1980er Jahre zu sehen sein 

wird. Ich habe mich im Haushaltsausschuss für das 

Vorhaben eingesetzt, weil ich davon überzeugt bin, 

dass in Kürnbach seit Jahrzehnten hervorragende Mu-

seumsarbeit geleistet wird und daher das Geld hier gut 

angelegt ist“, sagte Josef Rief. „Auch gesellschaftspoli-

tisch müssen wir uns um diese Zeitphase besser küm-

mern“, so Rief. Das Museumsprojekt soll die Zeitge-

schichte von 1950 bis 1980 des ländlichen Raums er-

lebbar machen. Durch den Vergleich mit der histori-

schen Entwicklung früherer Jahrhunderte und der Pha-

se 1950/1980 können die Besucher ihre aktuellen 

Wohn- und Arbeitssituation reflektieren und sich aktiv 

mit Umbrüchen auseinander setzen. Tradition und Mo-

derne standen im Dorf nebeneinander. Ob bei Sied-

lungsstrukturen oder beim Wohnen, beim Arbeiten  

oder beim Konsum. Dies soll nun in Kürnbach ver-

wirklicht werden. In der Initialphase sollen ca. 950.000 

Euro investiert werden. Die Hälfte übernimmt jetzt der 

Bund.■ 

Josef Rief ist auf Facebook mit 
Profil und Fan-Page unter: 
www.facebook.com/josefriefmdb 

Gespanntes Warten in dieser Woche vor dem Haushaltsaus-
schuss während der Bereinigungssitzung - Artikel auf Seite 2 
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Bundestag beschließt Masernschutzgesetz  

Ab März 2020 müssen sowohl die Kinder ab dem Alter 

von einem Jahr als auch die Mitarbeiter in Kitas, Schu-

len und anderen Gemeinschaftseinrichtungen gegen 

Masern geimpft sein. Das sieht das Masernschutzgesetz 

vor, das der Bundestag beschlossen hat.   

Gesundheitsminister Jens Spahn sagte in der Debatte, 

das Masernschutzgesetz sei ein „Kinderschutzgesetz“. 

Es gehe darum, die Schwächsten in der Gesellschaft zu 

schützen - die Kinder. Masern seien „keine harmlose 

Kinderkrankheit“. Die Erkrankung, gegen die es keine 

Therapie gäbe, könne zu Lungen- und Gehirnentzün-

dungen führen oder tödliche Folgen haben. Nicht ge-

impfte Kinder können vom Kita-Besuch ausgeschlos-

sen werden, in anderen Fällen drohen Bußgelder. Für 

Menschen, die aus gesundheitlichen Gründen nicht 

geimpft werden können, gelten selbstverständlich Aus-

nahmen.  ■ 

Haushaltsausschuss beschließt Bundeshaushalt für 

2020 - Wichtige Impulse auch für die Region  

Der Haushaltsausschuss des Bundestages hat Donners-

tag in nächtlicher Sitzung den Bundeshaushalt für 2020 

beschlossen. Dieser erreicht ein Allzeithoch bei Investi-

tionen und schafft Entlastungen für die Bürgerinnen 

und Bürger. Weitere Schritte geht er beim Klimaschutz. 

Ohne neue Schulden garantiert er außerdem Generatio-

nengerechtigkeit. Insgesamt steigen die Bundesausga-

ben moderat um 1,6 Prozent gegenüber 2019 auf 362 

Milliarden Euro an. Die erfolgreichen Beratungen zei-

gen die Handlungsfähigkeit der großen Koalition und 

der durch sie getragenen Bundesregierung. 

 

Innere Sicherheit ist einer der Schwerpunkte des Haus-

halts. So werden hier nach dem großen Stellenzuwachs 

der vergangenen Jahre noch einmal fast 4.000 Stellen 

dazukommen. Die Bundespolizei erhält zur Verbesse-

rung ihrer Ausrüstung und der Modernisierung der  

Hubschrauberflotte ca. 1,7 Mrd. Euro hinzu. Das THW 

erhält weitere 33,5 Mio. Euro für neue Notstromaggre-

gate sowie 2,5 Mio. Euro für „Bereitstellungsräume 

500“ und 5 Mio. Euro für die bundesweite Koordinie-

rung. Des Weiteren sind 400.000 Euro eingeplant zur 

Ehrung Ehrenamtlicher und für die „Blaue Meile“. Für 

Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe sind noch 

einmal fast 36 Mio. Euro eingeplant. 

 

Die Bundeswehr wird besser ausgestattet. Der Verteidi-

gungsetat steigt von 43,2 Mrd. Euro auf 45 Mrd. an, 

womit die NATO-Quote auf 1,42 % des Bruttoinlands-

produkts steigt. 

Auch im Baubereich wurden die Mittel erhöht. So ste-

hen im erfolgreichen Programm Einbruchschutz jetzt 

insgesamt 80 Mio. Euro zur Verfügung. Auch das Pro-

gramm zur „Sanierung kommunaler Einrichtungen in 

den Bereichen Sport, Jugend und Kultur“ wird fortge-

führt. Insgesamt sind jetzt 414,5 Mio. eingeplant. 

 

Jedes der bundesweit 540 geförderten Mehrgeneratio-

nenhäuser, wie auch das Haus Gaisental in Biberach, 

erhält 10.000 Euro zusätzlich, was Josef Rief als Be-

richterstatter für Mehrgenerationenhäuser besonders 

freut. 

 

Die Koalition sorgt für einen besser ausgestatteten 

ländlichen Raum. Der Bundeszuschuss zur landwirt-

schaftlichen Sozialversicherung bleibt erhalten. Die 

Ausgaben für Agrarstruktur und Küstenschutz steigen 

auf 965 Mio. Euro. Damit stärken wir das wesentliche 

Element der Bundespolitik für die ländlichen Räume 

um über 25 Prozent. Maßnahmen zum Insektenschutz 

und zum Tierwohl sind mit 50 Mio. bzw. 15 Mio. Euro 

veranschlagt. Im Rahmen des Klimaschutzpakets ste-

hen für den Wald 2020 für Schutz und Umbau insge-

samt ca. 100 Mio. Euro zur Verfügung – über die 

nächsten 4 Jahre 547 Mio. Euro zusätzlich. 

 

Für das Landärzteprogramm an Hochschulen, das jetzt 

Fahrt aufnimmt, haben wir für 2020 die Mittel nahezu 

verdoppelt. In den kommenden vier Jahren investieren 

wir damit 36,5 Mio. in bessere Gesundheitsversorgung 

im ländlichen Raum.  

Für die mittelständische Wirtschaft steigt die Förde-

rung für die AiF, die Arbeitsgemeinschaft industrieller 

Forschungsförderung, und das Zentrale Innovations-

programm Mittelstand (ZIM) der Bundesregierung auf 

rund 251 Mio. Euro bzw. 562,5 Mio. Euro 

In der kommenden Sitzungswoche muss noch der Bun-

destag dem Haushalt zustimmen. ■ 

Fortsetzung von Seite 1 

nen und Steuerzahler schnellstmöglich abzuschaffen. 

Das wurde bei der Einführung des Soli versprochen 

und ist für die Union eine Frage der Verlässlichkeit. 

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat daher bei der 

Verabschiedung des Gesetzes als Signal einen Abbau-

pfad gefordert. Dabei soll sich der Steuersatz des Soli 

ab 2022 jährlich um 1,1 Prozent reduzieren, bis zum 

endgültigen Wegfall im Jahre 2026. ■  


